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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

 

auch nach dieser Woche bleibt das Amt der Bundestagsvize-

präsidentin bzw. Bundestagsvizepräsidenten von Seiten der AfD 

unbesetzt. Die Kandidatin konnte im ersten Wahlgang keine 

Mehrheit auf sich vereinen. 

Sachlich beschäftigte sich der Deutsche Bundestag diese Woche 

mit Möglichkeiten die Anzahl an Organspenden zu erhöhen. In 

einer offenen Aussprache legten zahlreiche Abgeordnete ihre 

Positionen dar. Meine persönliche Haltung bezüglich der viel 

diskutierten Widerspruchslösung können Sie meinem 

Redebeitrag entnehmen. 

Des Weiteren konnte sich die große Koalition mit den Grünen 

und der FDP auf Möglichkeiten einigen, wie der Bund die Länder 

finanziell bei Investitionen in Bildung, bezahlbarem Wohnen 

sowie dem öffentlichen Personennahverkehr unterstützen kann. 

Langfristig wird diese Grundgesetzänderung eine der großen 

Errungenschaften der Koalition darstellen. Es bedarf nun der 

Zustimmung der Länder. 

Darüber hinaus hat sich die Mehrheit der Abgeordneten hinter 

den UN-Migrationspakt gestellt, der im Dezember im Rahmen 

der UN beschlossen werden soll. Wir folgen damit konsequent 

unserer Maxime, dass globale Probleme auch globalen 

Lösungskonzepten mit der Einbindung aller Akteure bedürfen. 

Wie Sie sicherlich bereits erfahren haben, steigt der Beitrag zur 

Pflegeversicherung im nächsten Jahr um 0,5 Prozentpunkte. 

Dieser Schritt ist notwendig, damit Leistungen in der Pflege, wie 

die Entlastung pflegender Angehöriger, finanziert werden 

können. 

Das Qualifizierungschancengesetz zur Förderung von 

Weiterbildungsmaßnahmen, sowie die Beitragssenkung zur 

Arbeitslosenversicherung wurden ebenfalls beschlossen.  

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

 

 

Ihre 
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Foto  
der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Statement 
der Woche 
 

 

„Wir wollen Abrüstung und Rüs-

tungskontrolle […] wieder auf die    

internationale Tagesordnung setzen. 

Es geht dabei um nicht mehr und 

nicht weniger als eine Überlebens-

frage der Menschheit.“ 
Heiko Maas, in einer Rede am 24. November 2018 

bezüglich des angedrohten Aussteigs der USA aus 

dem INF-Vertrag 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 
 

Wann Wo Was 

 
Mo. ,  
03.1 2.  

 
tag s-
üb e r  
 

 
De ut sc he r  
Bu nd e sta g,  
Ber l i n  

 
Bes uc h e i n er  G r up p e 
au s  de m Wa h lkr e is  
im De ut sc h en  
Bu nd e sta g mi t  
an sch l ieß en d em 
Ge s prä ch  
 
 

 

 
Do . ,  
06 .1 2.  

 

 
11 .0 0  
Uh r-  
14 .0 0  
Uh r  
 
 

 

 
Rhön -K l i n i k um,  
Bad Ne us ta dt  

 

 
Fe s tak t  z ur  
Eröf f nu n g de s  
Cam pu s Nes  d e s  
Rhön -K l i n i k um s  

Am 28. November durfte ich den 
neuen Inspekteur des Sanitätsdienstes 
der Bundeswehr (InspSan), Herrn Ge-
neraloberstabsarzt Dr. Ulrich Baum-
gärtner, in meinem Bundestagsbüro 
kennenlernen und über aktuelle The-
men seines Aufgabenbereichs spre-
chen. 
Bild: Büro Dittmar 

 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

3 

TOP-THEMA 

 

Grundgesetzänderung: 

Damit Herkunft nicht 

über Zukunft 

entscheidet 

 
Bisher durfte der Bund Investitionen in die Bil-

dungsinfrastruktur nicht flächendeckend vor-

nehmen. Bisher war die Fördermöglichkeit des 

sozialen Wohnungsbaus durch den Bund be-

fristet. Bisher waren auch Investitionen des 

Bundes in den Öffentlichen Personennahver-

kehr gedeckelt und befristet.  

 

Durch eine Änderung der Verfassung wird da-

mit bald Schluss sein. Am Donnerstag hat der 

Bundestag einen entsprechenden Gesetzent-

wurf in namentlicher Abstimmung beschlos-

sen. 

 

Hinter diesen technischen anmutenden For-

mulierungen verbirgt sich die Öffnung neuer 

Kanäle, damit der Bund in den Bundesländern 

in Bereiche investieren kann, bei denen drin-

gend benötigtes Geld fehlt: bei der digitalen 

Ausstattung von Schulen, bei der dauerhaften 

Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus 

und beim Ausbau des umweltfreundlichen öf-

fentlichen Nahverkehrs. 

 

Die geplanten Änderungen des Grundgeset-

zes sind auch ein wichtiger Beitrag, um die so-

zialen und regionalen Unterschiede in 

Deutschland abzubauen und damit für gleich-

wertige Lebensverhältnisse in ganz Deutsch-

land zu sorgen. 

 

Die Lebenschancen eines Menschen dürfen 

weder von dem Portemonnaie der Eltern ab-

hängen noch von der Postleitzahl der Region, 

in der man aufwächst. Anders gesagt: Herkunft 

darf nicht über Zukunft entscheiden. 

 

Was sich nun ändern kann:  

 

1. Für bessere Schulen mit einer modernen 

digitalen Ausstattung  

 

Künftig kann der Bund allen Ländern und Kom-

munen Finanzhilfen zur Modernisierung der 

Bildungsinfrastruktur (zum Beispiel WLAN, 

Server, digitale Tafeln etc.) zur Verfügung stel-

len. Die Beschränkung auf finanzschwache 

Kommunen wird gestrichen. Auf dieser Grund-

lage können dann auch endlich die Mittel für 

den Digitalpakt fließen, die schon seit einigen 

Jahren den Schülern und Lehrern versprochen 

wurden. 

 

2. Für mehr Wohnungen zu bezahlbaren 

Mieten 

 

Künftig kann der Bund den Ländern dauerhaft 

Geld für den sozialen Wohnungsbau zur Ver-

fügung stellen. Die bestehende Befristung bis 

2020 wird im Grundgesetz gestrichen. Im Rah-

men des Wohngipfels im September dieses 

Jahres hat die Koalition für das Jahr 2019 

nochmal 500 Millionen Euro zusätzlich über 

die Koalitionsvertrag hinaus zur Verfügung ge-

stellt. Insgesamt stehen damit in dieser Wahl-

periode 5 Milliarden Euro für den sozialen 

Wohnungsbau aus dem Bundeshaushalt zur 

Verfügung. 

 

3. Für einen besseren öffentlichen Nahver-

kehr  

 

Hier wird die bestehende Befristung bis 2025 

und Deckelung der Investitionen gestrichen. 

Die Mittel für das Bundesprogramm nach dem 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz wer-

den entsprechend der Vereinbarung im Koali-

tionsvertrag von 333 Millionen Euro bis zum 

Ende der Wahlperiode auf 1 Milliarde Euro ver-

dreifacht. Damit kann die Schieneninfrastruk-

tur der Kommunen, etwa U- und Straßenbah-

nen, ausgebaut und modernisiert werden. 

 

SPD-Fraktionschefin Andrea Nahles erinnert 

daran, dass nun eine Jahre alte SPD-

Forderung umgesetzt werde. „Das ist ein guter 

Tag für die junge Generation in unserem 

Land.“ 

 

Diese Grundgesetzänderungen sind also ein 

großes Investitionspaket in die Zukunft unse-

res Landes. In Köpfe, Arbeitsplätze, Heimat, 

Umwelt und gleichwertige Lebensverhältnisse. 

 

Diese Lebensverhältnisse zu schaffen und zu 

erhalten, ist eine dauernde Aufgabe und Her-

ausforderung. Als nächsten Schritt wird die 

Kommission „Gleichwertige Lebensverhält-

nisse“ bis Mitte kommenden Jahres Eckpunkte 

für ein Fördersystem zur Unterstützung struk-

tur-schwacher Regionen vorlegen. 
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Der Bundesrat als Vertretung der Bundeslän-

der muss der Grundgesetzänderung noch zu-

stimmen. 

 

 

 

Mehr Tempo bei der 

Digitalisierung 

 
Eine sichere, zuverlässige und zukunftsfähige 

digitale Infrastruktur ist wesentlich für wirt-

schaftliches Wachstum, moderne Bildung und 

gesellschaftliche Teilhabe. Darum wird die Ko-

alition in dieser Legislaturperiode mehr 10 Mil-

liarden Euro für die Förderung des Breitband-

ausbaus zur Verfügung zu stellen. 

 

Mit dem Gesetzentwurf zur Errichtung des 

Sondervermögens "Digitale Infrastruktur", den 

das Parlament am Donnerstag in 2. und 3. Le-

sung abschließend beraten hat, wird es einen 

Investitionsfonds „Digitale Infrastruktur“ geben.  

 

Er erhält 2,4 Milliarden Euro als Anschubfinan-

zierung aus dem Haushalt 2018. Die zukünfti-

gen Erlöse aus der Versteigerung der 5G-Fre-

quenzen fließen in den kommenden Jahren 

ebenfalls dem Fonds zu. Er soll den flächende-

ckenden Ausbau von Gigabitnetzen auf Glas-

faserbasis unterstützen. Denn beim privatwirt-

schaftlich organisierten Ausbau der Netze be-

steht öffentlicher Förderbedarf, insbesondere 

auf dem Land. 

 

Für den „Digitalpakt Schule“ stehen aus dem 

Fonds 5 Milliarden Euro, davon 3,5 Milliarden 

Euro bis 2021 zur Verfügung. Das umfasst Fi-

nanzhilfen des Bundes an die Bundesländer 

zum Aufbau und zur Verbesserung der digita-

len Infrastruktur in den Schulen. 

 

In den nächsten Jahren sollen 32.000 Schulen, 

7000 Gewerbegebiete und mehr als 1700 

Krankenhäuser an das Glasfasernetz ange-

schlossen werden. Damit die ersten Investitio-

nen für die digitale Ausstattung der Schulen 

fließen können, muss der Bundesrat noch der 

not-wendigen Grundgesetzänderung in Artikel 

104c GG zustimmen. 

 

Mit dem Ende des Kooperationsverbots sollen 

an dieser Stelle die finanzielle Beteiligung des 

Bundes an der Bildungsinfrastruktur ermög-

licht und zusätzliche Investitionen in den Bun-

des-ländern angeschoben werden. 

ARBEIT 

 

Weiterbildung für den 

digitalen Arbeitsmarkt 

 
Am Freitag hat der Bundestag in 2./3. Lesung 

das Qualifizierungschancengesetz verab-

schiedet. 

 

Dieses Gesetz ist ein Herzensanliegen der 

SPD-Bundestagsfraktion. Denn damit sorgt die 

Koalition dafür, dass Beschäftigte, die von der 

Digitalisierung betroffen sind, Weiterbildungs-

chancen haben, um am Ball zu bleiben – un-

abhängig von Qualifikation, Alter und Be-

triebsgröße. 

Das Gesetz gibt wichtige Antworten auf den di-

gitalen Strukturwandel, in dem es einen umfas-

senden Zugang zur Weiterbildungsförderung 

der Bundesagentur für Arbeit eröffnet: Nach 

Unternehmensgröße gestaffelt, werden Wei-

terbildungskosten übernommen. Engagieren 

sich die Sozialpartner in Sachen Weiterbil-

dung, so wird das bei der Höhe der Zuschüsse 

positiv berücksichtigt. 

 

Im Einzelnen: Beschäftigte erhalten künftig 

grundsätzlich Zugang zur Weiterbildungsför-

derung auch unabhängig von Qualifikation, Le-

bensalter und Betriebsgröße, wenn sie als 

Folge des digitalen Strukturwandels Weiterbil-

dungsbedarf haben oder in sonstiger Weise 

von Strukturwandel betroffen sind. Der Ausbau 

der Förderung richtet sich auch an diejenigen, 

die eine Weiterbildung in einem Engpassberuf 

anstreben.  

 

Darüber hinaus werden die Förderleistungen 

verbessert: Neben der Zahlung von Weiterbil-

dungskosten werden die Möglichkeiten für Zu-

schüsse zum Arbeitsentgelt bei Weiterbildung 

erweitert. Beides ist grundsätzlich an eine Ko-

finanzierung durch den Arbeitgeber gebunden 

und in der Höhe abhängig von der Unterneh-

mensgröße. 

 

Ausbau zur Arbeitsversicherung 

 

Das Qualifizierungschancengesetz ist ein ers-

ter konkreter Schritt zur aktiven Gestaltung des 

Wandels in der Arbeitswelt im Rahmen der Na-

tionalen Weiterbildungsstrategie. Die SPD-

Bundestagsfraktion will arbeitsmarkt- und bil-

dungspolitische Instrumente besser verzahnen 

und Weiterbildungsprogramme von Bund und 
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Ländern bündeln. Mit dem Ausbau der Weiter-

bildungsförderung für alle Beschäftigten im 

Rahmen dieser Qualifizierungsoffensive stel-

len die Abgeordneten daher die Weichen für 

eine Weiterentwicklung der Arbeitslosenversi-

cherung hin zu einer Arbeitsversicherung – 

was ein wichtiges Ziel der SPD-

Bundestagsfraktion ist. 

 

Andrea Nahles, SPD-Fraktionschefin, sagt: 

„Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer brau-

chen neue Chancen und Sicherheit in der Digi-

talisierung. Deshalb öffnen und erleichtern wir 

den Zugang zu Qualifizierungsmöglichkeiten 

im Beruf und verbessern den Zugang zum Ar-

beitslosengeld I für diejenigen, die immer wie-

der nur kurz Arbeit finden. Das ist Politik für ein 

solidarisches Land.“ 

 

Mehr Sicherheit für kurz Beschäftigte 

 

Noch etwas wird mit dem Gesetz verbessert: 

soziale Sicherheit. Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer brauchen in neuen, flexiblen Ar-

beitsformen mehr Schutz durch den Sozial-

staat. Die Koalition baut daher den Schutz 

durch die Arbeitslosenversicherung aus. 

 

Durch den erleichterten Zugang zum Anspruch 

auf Arbeitslosengeld, insbesondere für diejeni-

gen, die häufig nur für kurze Dauer Arbeit ha-

ben (zum Beispiel Saisonarbeiter), wird es zu-

künftig mehr Sicherheit geben. Wer innerhalb 

von 30 Monaten mindestens zwölf Monate 

Versicherungszeiten nachweist, hat künftig ei-

nen Anspruch auf Arbeitslosengeld. In der bis-

her geltenden Frist von 24 Monaten war das 

für oft kurzfristig Beschäftigte schwer zu errei-

chen. 

 

Ergänzt wird das durch eine optimierte Rege-

lung, die im Volksmund als Künstlerregelung 

bezeichnet wird: In Zukunft werden auch Be-

schäftigungen berücksichtigt, die auf nicht 

mehr als 14 Wochen statt bisher zehn Wochen 

angelegt sind. Auch werden höhere Verdienste 

als bis-her berücksichtigt. Durch beide Rege-

lungen wird mehr Menschen der Zugang zum 

Arbeitslosengeld eröffnet. 

 

Außerdem senkt die Koalition den Beitrag zur 

Arbeitslosenversicherung dauerhaft um 0,4 

Prozentpunkte, für die nächsten vier Jahre per 

Verordnung sogar um 0,5 Prozentpunkte. Da-

mit entsteht eine gute Balance zwischen Bei-

tragsentlastung, Krisenrücklagen und verbes-

serten Versicherungsleistungen. Das bedeu-

tet, dass vom 1. Januar 2019 an der Arbeitslo-

sen-versicherungsbeitrag nicht mehr 3 Prozent 

des Bruttolohnes, sondern nur noch 2,5 Pro-

zent betragen wird. 

 
Betriebsräte auch in der Luft 

 

Ein Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen 

erweitert den Gesetzentwurf zu einem soge-

nannten Omnibusgesetz. So ist an den Ur-

sprungsentwurf nun noch eine Änderung des 

Gesetzes über die Alterssicherung der Land-

wirte, eine Änderung des Betriebsverfassungs-

gesetzes und eine Änderung des Tarifver-

tragsgesetzes angehängt worden. 

 

Die Alterssicherung der Landwirte musste 

nach Abschaffung der Hofabgabeklausel neu 

justiert werden.  

 

Und mit der Änderung des Betriebsverfas-

sungsgesetzes will die Koalition erreichen, 

dass auch Beschäftigte im Flugbetrieb der 

Luftfahrtunternehmen (Kabinenpersonal) ei-

nen Betriebsrat gründen können. Diese Ände-

rung findet übrigens breite Unterstützung auch 

in den anderen Fraktionen: Airline-Beschäftig-

ten in Cockpit und Kabine wird per Gesetz ga-

rantiert, dass sie einen Betriebsrat wählen kön-

nen. Diese Sicherheit gibt es für Flugpersonal 

bislang nur, wenn ein entsprechender Tarifver-

trag abgeschlossen wird. Dadurch haben Ar-

beitgeber faktisch ein Veto-Recht bei der Mit-

bestimmung: kein Tarifvertrag, kein Betriebs-

rat. Die Initiative ist auch eine Reaktion auf Kri-

tik an den Arbeitsbedingungen in einigen Luft-

fahrtunternehmen, etwa bei Ryanair. 

 

 

 

MIETEN UND W OHNEN 

 

Wohnen soll bezahlbar 

bleiben 

 
Ob zur Miete oder im Wohneigentum – für viele 

Menschen wird es immer schwieriger, bezahl-

baren Wohnraum zu finden. Wohnungen sind 

keine Ware wie jede andere. Sie dürfen nicht 

zum Spekulationsobjekt werden. Wohnungen 

sind das Zuhause in unserem Land. Politik für 

ein solidarisches Land bedeutet darum auch, 

preiswerten Wohnraum zu schaffen und Miet-

wucher einzudämmen. 
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Am Donnerstag hat der Bundestag in nament-

licher Abstimmung mit dem Mieterschutzge-

setz ein Maßnahmenpaket beschlossen, das 

Mieterinnen und Mietern ganz konkret helfen 

wird. 

 

Die Mietpreisbremse wird verschärft: Vermie-

ter werden verpflichtet, Mieterinnen und Mie-

tern noch vor Abschluss des Mietvertrags un-

aufgefordert zu informieren, ob im konkreten 

Fall eine Ausnahme von der Mietpreisbremse 

vorliegt. Wenn die Auskunftspflicht verletzt 

wird, können sich die Vermieter zwei Jahre 

lang nicht auf eine Ausnahme berufen – und 

damit keine höhere Miete verlangen. Was ver-

einfacht wird: Wenn die Mieter der Auffassung 

sind, die Miete liege in unzulässiger Weise 

zehn Prozent oder mehr über der ortsüblichen 

Vergleichsmiete, können sie einen solchen 

Wucher einfacher rügen und zu viel gezahlte 

Miete zurückverlangen.  

 

Außerdem werden Mieterinnen und Mieter vor 

extremen Mieterhöhungen nach Modernisie-

rungs- oder Sanierungsmaßnahmen ge-

schützt. 

 

Nach einer Modernisierung darf die Monats-

miete demnach um nicht mehr als 3 Euro pro 

Quadratmeter innerhalb von sechs Jahren 

steigen. Das gilt bundesweit. Bei den parla-

mentarischen Beratungen zum Gesetz hat die 

SPD-Fraktion zusätzlich durchgesetzt, dass 

bei Wohnungen, bei denen die Miete unter 7 

Euro pro Quadratmeter beträgt, sie sogar nur 

um 2 Euro pro Quadratmeter innerhalb von 

sechs Jahren steigen darf.  

 

Das ist ein wichtiger Erfolg für alle Mieterinnen 

und Mieter, weil insbesondere große Woh-

nungskonzerne durch Modernisierungen Miet-

erhöhungen von über 40 Prozent nach gelten-

der Rechtslage geltend machen konnten. 

 

Zusätzlich senkt die Koalition mit dem Gesetz 

die so genannte Modernisierungsumlage: Ver-

mieter dürfen dann maximal acht statt wie bis-

her elf Prozent der Kosten auf die Jahres-miete 

aufschlagen. Auch diese Kappung gilt bundes-

weit. 

Dass die SPD-Bundestagsfraktion die bundes-

weite Geltung dieser beiden Regelungen 

durch-gesetzt hat, ist von großer Bedeutung, 

weil es anders als bei der Mietpreisbremse 

nicht mehr von den Landesregierungen ab-

hängt, wo die Regelung gilt. 

 

Das gezielte Herausmodernisieren von Mie-

tern wird mit einer Geldbuße bis zu 100.000 

Euro belegt. 

 

Ebenfalls beschlossen mit dem Mieterschutz-

gesetz: Wenn soziale Träger für soziale Wohn-

projekte, wie etwa Wohngruppen für Men-

schen mit Behinderung, Wohnungen angemie-

tet haben, galt oft Gewerbemietrecht. Die Koa-

lition regelt nun, dass für solche wichtigen so-

zialen Wohnprojekte insbesondere der soziale 

Kündigungsschutz gilt, damit die Mietverhält-

nisse nur bei erheblichen Pflichtverletzungen 

wie Zahlungsverzug beendet werden können. 

 

Das Mieterschutzgesetz tritt am 1. Januar 

2019 in Kraft. 

 

 

 

Steuerliche Förderung 

für mehr 

Mietwohnungsneubau 

 
Neuer bezahlbarer Wohnraum, insbesondere 

in Ballungsräumen, ist eines der wichtigsten 

Ziele dieser Koalition. Durch zu geringe Bautä-

tigkeit und durch Bodenspekulation wird 

Wohn-raum knapp, und die Mieten steigen im-

mer weiter. Deshalb wird die Koalition steuerli-

che Anreize für die Bereitstellung von günsti-

gen Mietwohnungen schaffen. 

 

Dazu hat das Parlament am Donnerstag in 

2./3. Lesung das Gesetz zur steuerlichen För-

derung des Mietwohnungsneubaus (Sonder-

AfA) beschlossen. 

 

Durch eine neue steuerliche Sonder-Abschrei-

bung soll der Mietwohnungsneubau im bezahl-

baren Mietsegment gefördert werden. Die 

Sonderabschreibung soll im Jahr der Anschaf-

fung oder Herstellung und in den folgenden 

drei Jahren jeweils fünf Prozent betragen. 

 

Zusammen mit der normalen Abschreibung 

können somit innerhalb dieses Abschreibungs-

zeitraums bis zu 28 Prozent der förderfähigen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten steuer-

lich berücksichtigt werden. Dadurch wird auch 

die Herstellung von Wohnraum in bereits be-

stehenden Gebäuden gefördert. Das betrifft 

beispielsweise die Umwidmung von Gewerbe-
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flächen oder den Ausbau von bislang unge-

nutzten Dachgeschossen. Die Förderung setzt 

voraus, dass der Bauantrag zwischen dem 1. 

September 2018 und dem 31. Dezember 2021 

gestellt wurde bzw. wird. 

 

Förderung des Mieterstroms 

 

Auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion wird 

außerdem mit dem Gesetz der Spielraum von 

Wohnungsgenossenschaften für die dezent-

rale und klimafreundliche Erzeugung von Mie-

ter-strom erweitert. Bisher gilt die Steuerbefrei-

ung für Erträge von Wohnungsgenossenschaf-

ten aus Mieterstromanlagen bis zu einem An-

teil von 10 Prozent der Gesamteinnahmen. 

Diese Grenze wurde auf 20 Prozent erhöht. 

 

 

 

AUSSENPOLITIK  

 

Zusammenarbeit in der 

Migrationspolitik 

stärken und Migration 

besser regeln und 

steuern 

 
Mitte Dezember wird in Marokko der „Globale 

Pakt für eine sichere, geordnete und reguläre 

Migration“ (GCM) vereinbart. Das Abkommen 

ist von hoher Bedeutung für die internationale 

Staatengemeinschaft, die sich in diesem Do-

kument erstmals gemeinsame Ziele bei der 

Gestaltung von Migration setzt. Der Pakt ist 

rechtlich nicht bindend. 

 

Am Donnerstag hat der Bundestag einen Ent-

schließungsantrag der Koalitionsfraktion zu 

dem so genannten UN-Migrationspakt be-

schlossen. 

 
Warum das wichtig ist:  

 

In den vergangenen Wochen ist die Verab-

schiedung des GCM weltweit kontrovers disku-

tiert worden. Obwohl der Pakt von allen UN-

Mitgliedern gemeinsam verhandelt worden ist, 

rücken nun einige Staaten wieder davon ab. 

Auch in Deutschland gibt es Diskussionen um 

den Pakt. 

 

Der Entschließungsantrag begrüßt den GCM 

ausdrücklich, würdigt seine politische Bedeu-

tung würdigt und unterstreicht seine Ziele. Der 

Pakt kann einen wichtigen Beitrag dazu leis-

ten, die Rechte von Migrantinnen und Migran-

ten zu stärken und zugleich Migration besser 

zu ordnen und zu steuern. In dem Antrag wird 

darauf hingewiesen, dass nur der Bundestag 

rechts-ändernde oder rechtssetzende Ent-

scheidungen zur Migration trifft. Zugleich be-

kennen sich die Unions- und SPD-Fraktion 

ausdrücklich – auch vor dem Hintergrund un-

serer historischen Verantwortung – zum 

Grundrecht auf Asyl. 

 

Deutschland benötigt die Einwanderung von 

Fachkräften. Darum fordern die Koalitionsfrak-

tionen die Bundesregierung auf, mit einem Ein-

wanderungsgesetz zeitnah die Voraussetzun-

gen für bessere legale Zuwanderungsmöglich-

keiten zu schaffen. 

 

Denn Deutschland profitiert bereits seit langem 

von gut ausgebildeten Migrantinnen und Mig-

ranten, die zum Wohlstand der Gesellschaft 

beitragen und unser Land mit voran gebracht 

haben. 

 

Ebenso machen sich die Abgeordneten für 

eine Verbesserung der Lebensbedingungen in 

den Herkunftsländern von Migrantinnen und 

Migranten stark. Aktuell ist zu erleben, dass Ar-

beitsmigrantinnen und -migranten in einer 

Reihe von Staaten ohne Rechte und unter teil-

weise unwürdigen Bedingungen leben müs-

sen. 

 

Als ein Land mit hohen Standards beim Men-

schenrechtsschutz liegt es in unserem Inte-

resse, dass auch andere Staaten, in denen 

Migrantinnen und Migranten leben, diese Stan-

dards erfüllen. Zudem helfen diese Maßnah-

men ganz gezielt, Fluchtursachen in den Her-

kunftsländern zu bekämpfen. 

 

Der Antrag formuliert an die Menschen, die zu 

uns kommen, klare Erwartungen: Damit das 

Zusammenleben gelingt und die Menschen am 

gesellschaftlichen Prozess teilnehmen kön-

nen, wird erwartet, dass alle Einwandernden 

unsere Sprache ausreichend erlernen und ver-

langt, dass sie unsere Rechtsordnung beach-

ten. 
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TIERSCHUTZ 

 

Ende der 

betäubungslosen 

Ferkelkastration kommt 

 
Donnerstagabend hat der Bundestag einen 

Gesetzentwurf zur Änderung des Tierschutz-

gesetzes beschlossen. Damit wird ein verbind-

licher Weg hin zu einer künftig schmerzaus-

schaltenden Kastration von Ferkeln festge-

schrieben.  

 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat bei den par-

lamentarischen Beratungen erreicht, dass das 

Bundeslandwirtschaftsministerium (BMEL) mit 

einer zum 30. Mai 2019 vorzulegenden 

Rechtsverordnung endlich zum Handeln ver-

pflichtet wird – nachdem es über Jahre hinweg 

durch Nichtstun eine unsichere Situation für 

die Ferkelzüchter geschaffen hat. 

 

Um es klar zu sagen: Das unionsgeführte 

BMEL hat seit dem Verbot der betäubungslo-

sen Kastration 2013 nichts unternommen hat, 

um Betäubungsmethoden, die einfach durch-

führbar sind und gleichzeitig effektiv betäuben, 

anwendungsreif zu machen. 

 

Die SPD-Abgeordneten haben in diesem Rah-

men entschieden, einer Verlängerung der 

Übergangsfrist für die betäubungslose Kastra-

tion zuzustimmen, um nicht die Existenz vor al-

lem kleiner und mittlerer Aufzuchtbetriebe in 

Deutschland zu gefährden. 

 

In dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf 

konnte die SPD-Fraktion klare tierschutzrecht-

liche Verbesserungen durchsetzen: Zukünftig 

wird der hohe Tierschutz-Standard von 

NEULAND (Betäubung mittels Masken) bun-

desweit als praxistaugliche Alternative zur Ver-

fügung stehen.  

Außerdem halten die Koalitionsfraktionen in ei-

nem Entschließungsantrag fest, dass endlich 

auch beim Kupieren von Schwänzen und 

Enthornen von Tieren das Ende eingeläutet 

wird. Daneben werden die Ferkelzüchter durch 

Informationskampagnen und Förderung unter-

stützt, neue, am Tierwohl orientierte Betäu-

bungsmethoden einzuführen. 

 

 

 

SPD-Fraktion erreicht Verbesserungen für 

Tierschutz 

 

Gegen den Willen der Unionsfraktion konnten 

die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-

ten im Entschließungsantrag auch Punkte jen-

seits der Nutztierhaltung festschreiben. So for-

dern sie das BMEL unter anderem dazu auf, 

einen TÜV für Heimtierhaltungssysteme zu 

schaffen, eine Verordnung zur Durchführung 

von Tierbörsen zu erlassen und den Internet-

handel mit lebenden Tieren zu reglementieren. 

 

Es lagen also letztlich zwei Alternativen auf 

dem Tisch: Entweder gefährdet die Koalition 

durch das Auslaufen der Übergangsfristen 

kleine und mittlere Ferkelzuchtbetriebe in ihrer 

Existenz – denn dann wären im Ausland ge-

züchtete Ferkel nach Deutschland importiert 

worden, die mit Methoden kastriert worden 

sind, die dem deutschen Tierschutzgesetz 

wahrlich nicht entsprechen. 

 

Oder die SPD-Fraktion stimmt einer Fristver-

längerung zu, die die Existenz der Ferkel-

züchte-rinnen und Ferkelzüchter in Deutsch-

land sichert, und setzt bei den Verhandlungen 

gleichzeitig weitere wichtige Punkte für den 

Tierschutz durch. Die Fraktion hat sich für 

Letzteres entschieden und hält unmissver-

ständlich fest, dass spätestens zum 31. De-

zember 2020 Schluss ist mit betäubungsloser 

Kastration. 

 

 

 

UMW ELT 

 

Pariser 

Klimaabkommen 

entschlossen umsetzen 

 
Gemeinsam mit der Unionsfraktion hat die 

SPD-Fraktion am Donnerstag einen Antrag in 

den Bundestag eingebacht, der sich mit der 

Geltung und Umsetzung der Klimaziele von 

Paris befasst. 

 

Vom 2. bis 14. Dezember 2018 findet im polni-

schen Katowice die 24. UN-Klimakonferenz 

statt. Nachdem sich 2015 in Paris fast 200 

Staaten einem völkerrechtlich verbindlichen 

Klimaabkommen zur Begrenzung der Erder-

wärmung auf zwei Grad Celsius (wenn möglich 
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so-gar auf 1,5 Grad Celsius) verpflichtet ha-

ben, wollen sie sich nun auf gemeinsame Re-

geln zur Umsetzung einigen. Ziel ist dass die 

Anstrengungen der Staaten transparent und 

vergleichbar sind, um alle fünf Jahre Bilanz zie-

hen zu können. 

 

Deutschland hat sich mit dem Klimaschutzplan 

2050 zu den Pariser Klimazielen verpflichtet. 

Bis 2030 soll der Treibhausgasausstoß um 55 

Prozent, bis 2050 um 80 bis 95 Prozent redu-

ziert werden. So kann Deutschland seinen not-

wendigen Beitrag für den Klimaschutz leisten. 

 

In den Koalitionsverhandlungen haben die So-

zialdemokratinnen und Sozialdemokraten da-

rauf gedrungen, dass diese Ziele mehr Ver-

bindlichkeit erhalten. Darum wird das Bundes-

umwelt-ministerium nächstes Jahr ein Klima-

schutzgesetz vorlegen, das die Ziele rechtlich 

verbindlich macht. 

 

Für erneuerbare Energien werben 

 

In diesem Sinne werden internationale, euro-

päische und nationale Anstrengungen der 

Bundesregierung notwendig sein, um den am-

bitionierten Klimaschutz im Sinne der Klima-

ziele von Paris Geltung zu verschaffen. Darauf 

geht der gemeinsame Antrag der Koalition ein. 

 

So heißt es darin unter anderem, die Bundes-

regierung werde aufgefordert, in „Entwick-

lungs- und Schwellenländern intensiv für die 

Attraktivität von erneuerbaren Energien ge-

genüber vermeintlich billigen fossilen Lösun-

gen zu werben und zu beraten“.  

 

Zudem wollen die Koalitionsfraktionen, dass 

die Bundesregierung daran festhält, sich für 

eine Verabschiedung der Umsetzungsregelun-

gen das Pariser Klimaabkommen in Katowice 

einzusetzen. Der Antrag enthält zahlreiche 

weitere Forderungen, die sich auf die EU- so-

wie auf die nationale Ebene beziehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

HAUSHALTSPOLITIK  

 

Unterstützung der 

Länder und Kommunen 

bei Integration und 

sozialem Wohnungsbau 

 
Am Donnerstag hat das Parlament den Ent-

wurf eines „Gesetzes zur fortgesetzten Beteili-

gung des Bundes an den Integrationskosten 

der Länder und Kommunen und zur Regelung 

der Folgen der Abfinanzierung des Fonds 

„Deutsche Einheit“ beschlossen. 

 

Worum es dabei geht: In dieser Wahlperiode 

hat der Bund zahlreiche Maßnahmen zur Un-

ter-stützung der Bundesländer und Kommu-

nen auf den Weg gebracht, zum Beispiel bei 

der Kinderbetreuung, dem sozialen Woh-

nungsbau oder bei der Modernisierung der 

kommunalen Infrastruktur. 

 

Auch bei den Integrationskosten, die den Län-

dern und Kommunen etwa bei der Unterbrin-

gung, Verteilung und Versorgung von Asylsu-

chenden oder der Betreuung unbegleiteter 

Minderjähriger Flüchtlinge entstehen, über-

nimmt der Bund seit 2016 Verantwortung. 

 

In den Jahren 2016 bis 2018 wurden den Län-

dern dafür jährlich 2 Milliarden Euro als Integ-

rationspauschale und eine genau abgerech-

nete Entlastung (670 Euro je Verfahrensmo-

nat) im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung 

zur Verfügung gestellt. 

 

Doch es ist klar, dass Länder und Kommunen 

die Herausforderung, die mit der Aufnahme 

vieler Geflüchteter 2015 und 2016 einhergeht, 

nicht alleine schultern können. Darum haben 

Bundesregierung und Ministerpräsidentenkon-

ferenz im September 2018 beschlossen, die 

Bundesunterstützung für die Integrationskos-

ten um zunächst ein weiteres Jahr zu verlän-

gern und sie einmalig um 435 Millionen Euro 

für eine bessere Kinderbetreuung auf rund 2,4 

Milli-arden Euro zu erhöhen. 

 

Länder erhalten mehr Umsatzsteuer 

 

Auch die Kosten der Kommunen für Unterkunft 

und Heizung für anerkannte Asyl- und Schutz-

berechtigte werden vollständig durch den 
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Bund in Höhe von 1,8 Milliarden Euro finan-

ziert. 

 

Zusätzlich dazu erhalten die Länder einen er-

höhten Anteil an der Umsatzsteuer, der sich 

aus der Abrechnung der tatsächlichen Fallzah-

len ergibt. Auch die Berücksichtigung der Kos-

ten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

sowie für abgelehnte Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber wird 2019 fortgesetzt. 

 

Insgesamt werden Länder und Kommunen da-

mit zusätzlich um circa 2 Milliarden Euro ent-

lastet. Damit ist eine solidarische Verteilung 

der Integrationskosten bis Ende 2019 gewähr-

leistet. 

 

Da auf dem Markt nicht ausreichend bezahlba-

rer Wohnraum zur Verfügung steht und bisher 

zu wenig Wohnungen geschaffen wurden, 

stellt der Bund den Ländern auch hierfür wei-

terhin Gelder zur Verfügung. 

 
Mehr für den sozialen Wohnungsbau 

 

Das Gesetz legt einen höheren Beitrag der 

Bundesförderung für den sozialen Wohnungs-

bau von 2019 an fest. 500 Millionen Euro wer-

den zusätzlich zur Verfügung gestellt. Dadurch 

kann die Bundesförderung für den sozialen 

Wohnungsbau bis 2021 insgesamt 5 Milliarden 

Euro betragen. 

 

Zugunsten der Länder wird mit dem vorliegen-

den Gesetz ein weiterer Aspekt der Umsatz-

steuerverteilung neu geregelt. Die Beteiligung 

der Länder an der Finanzierung des Fonds 

„Deutsche Einheit“ wird Ende 2018 beendet, 

weil er vollständig getilgt sein wird. Zukünftig 

kommen den Ländern dadurch rund 2,2 Milli-

arden Euro zusätzlich aus dem Umsatzsteuer-

erlös zu. 

 

Damit einher geht auch eine Entlastung für 

Kommunen, da ein Teil der Gewerbesteu-

erumlage von 2019 an entfällt, über den die 

westdeutschen Gemeinden an den Finanzie-

rungskosten des Fonds beteiligt waren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ENERGIE 

 

Sonderausschreibunge

n für mehr Strom aus 

Erneuerbaren Energien 

 
Am Freitag hat der Bundestag mit dem Ener-

giesammelgesetz das erste umfassende ener-

giepolitische Gesetzgebungsvorhaben in der 

19. Legislaturperiode verabschiedet. 

 

Mit dem Gesetz werden wichtige im Koalitions-

vertrag vereinbarte Maßnahmen für den Aus-

bau der Erneuerbaren Energien und den Kli-

maschutz umgesetzt. Darüber hinaus schafft 

die Koalition mit verschiedenen Maßnahmen 

Rechts- und Planungssicherheit für viele an 

der Energiewende beteiligte Unternehmen und 

Kommunen, insbesondere im Bereich der 

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). 

 

Die Abgeordneten beschließen auch die im 

Koalitionsvertrag vereinbarten Sonderaus-

schrei-bungen für Windkraft und Photovoltaik 

(PV) und geben diesen Technologien damit ei-

nen deutlichen Schub: Je vier Gigawatt wer-

den in den kommenden Jahren ausgeschrie-

ben wer-den – zusätzlich zu den bereits ge-

setzlich festgelegten Auktionen. 

 

Mit den hinzukommenden Ausbauvolumina 

aus dem Energiesammelgesetz werden in 

Deutschland bis Ende 2021 nun insgesamt 

rund 25.000 Megawatt Wind- und Sonnen-

energie zugebaut sein. Das entspricht einem 

guten Viertel der heute installierten Leistung in 

nur drei Jahren. Auf diese Weise leistet die Ko-

alition einen ganz erheblichen Beitrag für mehr 

Klima-schutz in Deutschland. 

 

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien wird 

damit merklich beschleunigt und bewirkt einen 

großen Schritt hin zum Ziel von 65 Prozent An-

teil Erneuerbarer Energien am Bruttostromver-

brauch. Parallel dazu wird mit dem Gesetz für 

einen kostengünstigeren Zubau sowie eine 

größere Akzeptanz der Energiewende gesorgt. 

So wird mit dem Gesetz unter anderem be-

schlossen, dass Windkraftanlagen nachts 

nicht mehr dauerhaft blinken dürfen. 
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Rechtssicherheit für Unternehmen 

 

Darüber hinaus gibt es in Planung befindlichen 

KWK-Anlagen den notwendigen Rahmen, da-

mit diese emissionssparenden Anlagen zügig 

realisiert werden und die Energiewende als 

emissionsmindernde Brückentechnologie be-

gleiten können. 

 

Mit dem Gesetz erhalten auch zahlreiche Un-

ternehmen Rechtssicherheit, wenn es um die 

Weiterleitung privilegierter Strommengen geht. 

Das gilt für Handel und Gewerbe genauso wie 

für energieintensive Industrien im internationa-

len Wettbewerb. 

 

Unter Einbezug der Ergebnisse der Kommis-

sion „Wachstum, Strukturwandel und Beschäf-

tigung“ wird die SPD-Fraktion in den nächsten 

vier Monaten den weiteren Ausbau der Erneu-

erbaren zur Erreichung des 65-Prozent-Ziels 

mit dem Koalitionspartner beraten und die da-

für notwendigen Maßnahmen im kommenden 

Jahr beschließen. 

 

Ziel der Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-

kraten ist es, die Obergrenze von 52 Gigawatt 

für den Ausbau von PV-Anlagen zu streichen, 

den Ausbau der Windenergie auf See auf 20 

Gigawatt bis 2030 anzuheben und die Beteili-

gung der Kommunen an der Windenergie zu 

verbessern. 

 

 

 

GESUNDHEITSPOLITIK  

 

Bundestag debattiert zu 

Organspende 

 
Wie können wir die Zahl der Organspenden in 

Deutschland erhöhen? Braucht es dafür einen 

grundlegenden Systemwechsel? Über diese 

Fragen hat der Bundestag am Mittwoch in ei-

ner offenen Orientierungsdebatte diskutiert. 

 

In Deutschland gehen die Zahlen der Organ-

spender seit 2012 zurück. Im vergangenen 

Jahr sank die Spenderzahl auf einen Tief-

punkt. Gleichzeitig warten mehr als 10.000 

Menschen auf ein Spenderorgan. Für viele von 

ihnen geht es um Leben und Tod. 

 

Die Ursachen für die niedrigen Zahlen sind 

vielfältig. Als großes Problem gelten die Pro-

zesse in den Krankenhäusern. Deshalb hat die 

Koalition – unabhängig von der Orientierungs-

debatte – schon ein Gesetz für bessere Bedin-

gungen in den Krankenhäusern auf den Weg 

gebracht. Eine bessere Organisationsstruktur 

und höhere Vergütung für die Kliniken sollen 

dazu führen, dass potenzielle Organspender 

besser identifiziert werden. 

 

Allerdings gehen viele Abgeordnete davon 

aus, dass strukturelle Verbesserungen allein 

nicht ausreichen. Sie sprechen sich für eine 

Systemänderung in der Organspende aus. Da 

die Frage nach Organspende eine grundle-

gende ethische Frage ist, hat der Bundestag 

das wichtige Thema in einer offenen Orientie-

rungsdebatte diskutiert. 

 

Doppelte Widerspruchslösung 

 

Derzeit müssen Menschen aktiv zustimmen, 

wenn sie nach einem Hirntod ihre Organe 

spenden wollen. Ein Vorschlag für eine grund-

legende Systemänderung – die sogenannte 

doppelte Widerspruchslösung – sieht vor, die-

ses Prinzip umzukehren. Jeder Mensch wäre 

damit Organspender, es sei denn, er oder sie 

hat zu Lebzeiten einer Organspende wider-

sprochen. Als doppelte Sicherheit hätten zu-

dem die Angehörigen die Möglichkeit, einer 

Organspende zu widersprechen. Die Befür-

worter dieser Lösung versprechen sich 

dadurch einen deutlichen Anstieg der Spen-

derzahlen und verweisen auch auf Länder wie 

Spanien oder Frankreich, in denen es drei bis 

viermal so viele Spender auf eine Million Ein-

wohner gibt wie in Deutschland. 

 

„Wir müssen verhinderbares Leid verhindern, 

die Widerspruchslösung kann das leisten“, 

sagte dazu der stellvertretende SPD-

Fraktionsvorsitzende Karl Lauterbach in der 

Debatte. Es gehe nicht darum, dass damit ir-

gendjemand zur Organspende gezwungen 

werde. Und jeder, der sich gegen eine Organ-

spende entscheide, bleibe weiterhin möglicher 

Empfänger. „Aber jeder muss sich mit der 

Frage beschäftigen.“ Das sei angesichts von 

10.000 Menschen auf den Wartelisten nicht zu 

viel verlangt. 

 

So sehe auch ich alle bisherigen Instrumente 

als gescheitert an. Deshalb ist es dringend ge-

boten, dass jeder Einzelne eine Entscheidung 

trifft und dokumentiert. Die Menschen in unse-

rem Land aufzufordern, diese Entscheidung zu 
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treffen, ist ein zumutbarer Baustein, um die 

Spenderzahlen zu erhöhen. 

 

Verpflichtende Entscheidung 

 

Die Gegner sehen in der Widerspruchslösung 

hingegen einen zu starken Eingriff in die per-

sönliche Freiheit des Einzelnen. Zudem fürch-

ten sie, dass die Skepsis gegenüber der Or-

ganspende dadurch zunehmen könnte. 

 

„Wir brauchen mehr Organspenden, aber der 

Staat kann so etwas nicht verordnen“, sagte 

die SPD-Abgeordnete Kerstin Griese. Es sei 

dann keine Spende mehr, sondern eine Or-

ganabgabe. „Organspende heißt, dass man 

sich entscheidet zu helfen, es ist ein Ge-

schenk.“ Vorzuschreiben, dass pauschal alle 

Organspender seien, gehe zu weit und miss-

achte das Selbstbestimmungsrecht in einer 

ganz zentralen Frage. Kerstin Griese plädiert 

deshalb für eine verpflichtende Entschei-

dungslösung. „Alle Bürgerinnen und Bürger 

sollten sich – zum Beispiel bei der Ausstellung 

oder Verlängerung ihres Personalausweises – 

fragen lassen müssen, ob sie Organspender 

werden.“ 

 

Auch die ehemalige Gesundheitsministerin 

Ulla Schmidt (SPD) sprach sich gegen eine Wi-

derspruchslösung aus: „Es kann nicht sein, 

dass wir bei der Weiterverarbeitung all unserer 

Daten die Zustimmung zur gesetzlichen Vo-

raussetzung machen, aber bei einem so wich-

tigen Thema wie der Organspende einfach 

eine Zustimmung als gegeben ansehen.“ Man 

dürfe auch nicht glauben, dass mit einer Wider-

spruchslösung alles geregelt sei und die Zah-

len automatisch steigen würden. „Entschei-

dend für die Organspenderzahlen ist die Orga-

nisation in den Krankenhäusern“, betonte sie. 

 

In der Orientierungsdebatte im Bundestag ging 

es noch nicht um konkrete Entscheidungen. 

Verschiedene Abgeordnete planen fraktions-

übergreifende Anträge, so genannte Gruppen-

anträge, über die der Bundestag dann abstim-

men soll. Eine Entscheidung soll bis Mitte 2019 

fallen. 
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